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Liebe Leserinnen und Leser,

die Urlaubszeit ist zu Ende, 
statt Sommerlochthemen bestim-
men zunehmend wieder wichtige 
Debatten das Tagesgeschehen. 
Die Rente ab 67, die Lohnsub-
ventionen auf Kosten der Steu-
erzahler und die Diskussion um 
Gutscheine für Kinder von Hartz-
IV-Beziehenden sind Themen, die 
gegenwärtig die politische Agen-
da bestimmen. LINKE und Gewerkschaften kündigen des-
halb nicht ohne Grund einen „heißen Herbst“ an – unab-
hängig von der Wetterlage! Je mehr Menschen sich in 
diese Aktionen einbringen, umso mehr Erfolg werden wir 
dabei haben, soziale Ungerechtigkeiten zu verhindern!

Viel Spaß beim Lesen!
Diana Golze
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Ein Beitrag zur DDR ist keine Ostalgie, sondern ein Stück Frei-
heit, das wir uns im Umgang mit unserer eigenen Geschichte 
genehmigen, einer Geschichte, die auch zu diesem vereinigten 
Deutschland gehört.

14. September 2010,  
Aktion „letztes Hemd“  
9.30 Uhr Berlin Bundestag 

17. bis 18. September 2010,  
Konferenz „global, gerecht, 
gesund“ 

18. September 2010, 
Anti-Atom-Proteste, Berlin  
ab 13 Uhr Hauptbahnhof

18. September 2010,  
Programmdebatte - Regio-
nalkonferenz 1, Landesver-
bände Brandenburg, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, 
Bremen, Berlin und Schleswig-
Holstein in Rostock Stadthalle  
11 bis 18 Uhr 

24. bis 26. September 2010,  
7. Behindertenpolitische Kon-
ferenz, Rothenburg (Sachsen)

25. September 2010,  
Symposium „Pflege“  
Veranstaltung der BAG Gesund-
heit und Soziales, Hannover

29. September 2010,  
Bankenaktionstag! 

Diana Golze: Ganz wichtig war die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
im Februar zu den Hartz-IV-Regelsätzen. 
Wir wissen nun, dass unsere Kritik als LINKE 
berechtigt war. Der Bedarf ist vor allem bei 
Kindern nicht verfassungsgemäß berechnet 
worden. Bis Jahresende muss eine Neurege-
lung her. Deshalb haben wir Expertengesprä-
che unter anderem mit Wohlfahrtsverbänden 
zur Neuberechnung der Regelsätze geführt, 
damit wir überprüfen können, ob sich die 
Bundesregierung an die Vorgaben der Verfas-
sungsrichter hält. Ein anderes Thema ist das 
Jugendarbeitsschutzgesetz, das am 9. Au-
gust 50 Jahre alt wird. Die Bundesregierung 
will den Jugendschutz schwächen, indem sie 
zum Beispiel Azubis in der Gastronomie län-
ger arbeiten lassen und das Schutzalter her-
untersetzen will. Doch wenn wir die Schutz-
klauseln abbauen, sind unsere Jugendlichen 
auch nicht besser qualifiziert, sollen aber bis 
zu ihrem 67. Lebensjahr arbeiten.

Senioren, Kinder, Jugend, Familie 
sind Schwerpunkte. Das wurde von 
Gerhard Schröder mal „Gedöns“ ge-
nannt, ist aber viel wichtiger gewor-
den, oder?

Diana Golze: Ja und das hat mit dem gro-
ßen Umbruch in der Zusammensetzung der 
Bevölkerung zu tun. Eine große Chance sehe 
ich darin, die Jugend vorzubereiten, gut aus-
zubilden und zu qualifizieren, um so zum 
Beispiel dem Fachkräftemangel zu begeg-
nen. Dann brauchen wir keine Altenpfleger 
aus Korea, wie jüngst zu lesen war. Auf der 
anderen Seite müssen wir dafür sorgen, dass 
Senioren länger am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben. Denn bald wird mehr als die Hälfte 
aller Deutschen 60 Jahre und älter sein. Ge-
rade im ländlichen Raum ist es wichtig, dass 
Sparkassen, Ärzte und Einkaufsmöglichkei-
ten erreichbar bleiben.

Was haben Sie zu den Themen seit 
der Wahl getan?

Diana im Gespräch 

Für Hochwasserschutz-Konferenz und Energiewende
renz vorgeschlagen, eine Nationale Hochwas-
serkonferenz zu schaffen. Das ist ein guter 
Vorschlag. Es geht dabei darum, bundesweit 
den Datenaustausch und das Meldesystem 
weiter zu verbessern wie auch die gegensei-
tige Unterstützung bei Hochwassern. Mehr 
Augenmerk benötigt der vorbeugende Hoch-
wasserschutz. Flüsse brauchen mehr Raum 
und keine Staustufen. Bei den jetzt anste-
henden Arbeiten an Spree und Neiße muss 
der Bund sich auch finanziell engagieren. Das 
liegt im Interesse des ganzen Landes.

Der Sommer 2010 hat es wieder einmal ge-
zeigt. Brandenburg braucht einen gezielteren 
und vorbeugenden Hochwasserschutz. Auch 
in Brandenburg brauchen wir beispielsweise 
mehr Flächen, die als natürliche Auffangbe-
cken für Wasser fungieren können. Das hat 
DIE LINKE auch jetzt wieder betont. Da hätte 
in Brandenburg in der Vergangenheit mehr 
passieren können. Beim Hochwasserschutz 
ist aber nicht nur das Land, sondern auch der 
Bund gefordert. Anita Tack, Umweltministe-
rin, hat auf der letzten Umweltministerkonfe-



Euro pro Jahr. Faktisch haben die Steuerzah-
ler Unternehmen, die miese Löhne zahlen, 
mit insgesamt 50 Milliarden Euro subven-
tioniert. Die Bundesregierung blockiert seit 
Jahren den gesetzlichen Mindestlohn und 
verschwendet das Geld des Steuerzahlers.

Die Zahl der Menschen, die trotz Arbeit in 
Armut leben, ist hierzulande von 950.000 im 
Jahr 2005 auf 1,35 Millionen im Jahr 2009 
gestiegen. Auch die Kosten für Hartz-IV-Auf-
stocker  sind explodiert:  von zunächst  acht 
Milliarden Euro  auf mehr als 11 Milliarden 

DIE LINKE kritisiert staatliche Subvention der Prekarisierung 

Welt kommen. So stellt sich die Bundesregie-
rung die Beseitigung der Kinderarmut vor. Die 
Krisenkosten sollen arbeitslose Schwangere 
zahlen. Ihnen wird das Einkommen um bis zu 
32 Prozent gekürzt. DIE LINKE wird in den 
Haushaltsberatungen die Rücknahme dieser 
unverschämten Kürzung fordern.

Der Haushaltsentwurf hätte auch von Herrn 
Sarrazin stammen können. Herr Schäuble und 
Frau Merkel setzen ohne große Worte um, was 
der Populist Sarrazin über die Bild-Zeitung 
diktiert. Die Abschaffung des Elterngeldes für 
Arbeitslose ist eine klare Ansage: Kinder aus 
armen Familien sollen erst gar nicht auf die 

Regierung enteignet Mehrheit der Bevölkerung 

Mehr Informationen unter www.diana-golze.de. Schauen Sie mal rein!

Kurzmeldungen

tungen der Kinder- und Jugendhilfe im SGB 
VIII zu fördern. Dies muss jedoch zusätz-
lich erfolgen und kann nicht der Ersatz für 
die individuelle Existenzabsicherung von 
Kindern sein. Das Spielchen von Ministerin 
von der Leyen ist allzu durchsichtig. Mit ih-
rer Bildungscard versucht sie vergessen zu 
machen, dass der Kinderregelsatz eigen-
ständig definiert und deutlich angehoben 
werden muss. Dies ist eine zwingende Kon-
sequenz aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts. Die finanzielle Absicherung 
des Existenzminimums von Kindern muss 
selbstverständlich bar an die Eltern ausge-
zahlt werden.

Die Aussage des Bundesverfassungsge-
richtes war eindeutig: Der Kinderregelsatz 
beim Bezug von Hartz IV muss angehoben 
werden. Ministerin von der Leyen will dies 
umgehen und lieber eine Bildungscard oder 
Gutscheine. Das ist der falsche Weg. Der 
gebührenfreie Zugang zu Kultur- und Frei-
zeitangeboten muss gerade für Kinder aus 
einkommensschwachen Familien gewähr-
leistet sein. Darum unterstützt DIE LINKE 
die vom Paritätischen Gesamtverband vor-
gestellten Forderungen. 

Ich unterstütze den Vorschlag, den Aus-
bau einer kindgerechten kommunalen Inf-
rastruktur über eine Ausweitung der Leis-

Kinderregelsatz anheben statt Bildungscard

Rente, wenn die gesetzliche Rentenversi-
cherung endlich wieder so gestaltet wird, 
dass sie vor sozialem Abstieg ebenso wie 
vor Armut schützt. Aus Sicht der Fraktion 
DIE LINKE muss die falsche, weil sozia-
len Abstieg und Altersarmut befördernde, 
Rentenpolitik der vergangenen zehn Jahre 
rückgängig gemacht werden. Das ist für 
eine gute Rente notwendig, aber nicht hin-
reichend. Langfristig muss die gesetzliche 
Rentenversicherung zu einer solidarischen 
Erwerbstätigenversicherung ausgebaut 
werden. Ob nun bereits heute Versiche-
rungspflichtige, Selbständige oder Beamte 
– alle Erwerbstätigen sollen in die Erwerbs-
tätigenversicherung einbezogen werden. 
DIE LINKE will im Rahmen ihres Konzepts 
das solidarische Moment in der Alterssiche-
rung stärken, die Einnahmeseite ausbauen 
und zugleich die Kosten für die Versicherten 
absenken. Im nächsten Jahr werden wir 
das Konzept aus der vergangenen Legis-
laturperiode (Drs. 16/6440) aktualisiert in 
den Bundestag einbringen.

Der Sozialverband Deutschland hat die 
Mitglieder des Bundestages in einem offe-
nen Brief aufgefordert, die Altersarmut zu 
bekämpfen. DIE LINKE ist gegen die Rente 
erst ab 67. Die Ankündigung der Regierung, 
eine Kommission gegen Altersarmut einzu-
setzen, zeigt wieder einmal ihre Hilflosig-
keit. Regierungskommissionen werden ge-
bildet, wenn man Probleme nicht lösen will. 

Die gesetzliche Rentenversicherung muss 
den Lebensstandard sichern und vor Alters-
armut schützen. „Gute Arbeit – gute Löhne 
– gute Rente“ lautet der rentenpolitische 
Dreiklang der Partei DIE LINKE. Die LINKE 
stimmt dem Sozialverband ausdrücklich zu, 
wenn er feststellt, dass eine solidarische 
Alterssicherungspolitik sowohl über den 
Arbeitsmarkt als auch über die gesetzli-
che Rentenversicherung gestaltet werden 
muss. Der zunehmende Verlust des einmal 
Erreichten und die wachsende Armut im 
Alter sind Folgen einer falschen Arbeits-
markt- und Rentenpolitik. Gute Arbeit und 
gute Löhne führen nur dann zu einer guten 

Sozialverbände mobilisieren gegen die Rente erst ab 67 Jahren
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Spendenübergabe von 
250 Euro an die Kita 
„Spiel mit“ in Jüterbog 
um ein Sonnensegel 
für den Spielplatz zu 
kaufen.

Die Mitglieder der Fraktion DIE LINKE im 
Bundestag haben auf ihrer Herbstklausur in 
Bad Saarow den Fahrplan für die kommen-
den Monate abgesteckt: 

DIE LINKE wird daran mitwirken, den 
Atom-Deal durch das Verfassungsgericht zu 
verhindern, und unterstützt den Widerstand 
gegen Stuttgart 21. Die Fraktion wird Geset-
zesinitiativen einbringen, durch die Stadt-

werke gegenüber den vier großen Energie-
konzernen gestärkt werden. 

DIE LINKE fordert die sofortige Einberu-
fung eines Arbeitsmarktgipfels durch die 
Kanzlerin. Beschäftigte müssen nachhaltig 
am Aufschwung beteiligt werden. Lesen sie 
auf meiner Internettseite alle Beschlüsse, un-
ter anderem auch zur Gesundheits-, Renten-, 
Integrations- und Ostdeutschlandpolitik.


